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Schäuble verteidigt Abschiebungen
„Keine Zensuren für andere Länder“ - Amnesty International kritisiert EU  
Bundesinnenminister Wolfgang Schäuble (CDU) hat die Abschiebung von Kindern und Jugendlichen verteidigt. „Die Zuwanderungsrechte gelten auch für Minderjährige“, sagte er auf dem Evangelischen Kirchentag in Bremen. Zudem wehrte sich der Innenminister gegen den Vorwurf, Bundesregierung und Europäischer Union gehe es nur darum, Migranten aus Europa herauszuhalten: „Es stimmt nicht, dass Zuwanderung nur unter dem Aspekt der Abgrenzung diskutiert wird“, sagte er. Auch Kritik an der Härtefallregelung wies Schäuble zurück. Der „Innenminister wäre ein echter Tölpel“, wenn er vier Monate vor dem Ende der Legislaturperiode eine Regelung in Frage stellen würde, „nach der wir lange gesucht haben“. 
Nicht kommentieren wollte der deutsche Minister, dass Italien derzeit die Bootsflüchtlinge auf dem Mittelmeer zwar rettet, dann aber ohne jede Anhörung nach Libyen abschiebt. Er gebe „keine Zensuren für andere europäische Länder, ob sie die Menschenrechte einhalten“, sagte Schäuble. Zuvor hatte Nicolas Beger von Amnesty International (AI) Italien und die Europäische Union scharf kritisiert: „Die EU macht hier Dinge, die klar den Menschenrechten widersprechen.“

Auch in anderen Punkten widersprach der Leiter des AI-Büros in Brüssel dem CDU-Politiker. So wende sich Amnesty gegen die Abschiebung von Minderjährigen. Außerdem sei es durchaus gerechtfertigt, von einer „Festung Europa zu sprechen“, sagte Beger. Allein in Deutschland habe sich die Zahl der Asylbewerber von 400.000 zu Beginn der 1990er Jahre auf jetzt 19.000 pro Jahr verringert – von denen nur ein Bruchteil anerkannt werde. 

Der Kritik an „einer restriktiven Migrationspolitik“ schloss sich die hannoversche Landesbischöfin Margot Käßmann an: Die EU gebe zuviel Geld für den Schutz der Grenzen aus. Sie forderte, dass EU-Geld „in die Integration und nicht in die Abwehr zu investieren“. 

Von einem „Flüchtlingsabwehrrecht“ der EU sprach Josef Philip Winkler, Migrationspolitischer Sprecher der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen, und verwies auf „unhaltbare Zustände im Asylverfahren in Griechenland“, wohin Deutschland viele Flüchtlinge abschiebt. CDU-Fraktionsvorsitzender Volker Kauder hingegen verteidigte die deutschen Regelungen, die „besser sind als in allen anderen Ländern Europas“. 
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